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Der grundrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz im
Besoldungs- und Versorgungsrecht
Dr. Holger Greve*

*Gleichbehandlung als rechtliche Fragestellung ist eine Quer-
schnittsmaterie, die unweigerlich auch das Besoldungs- und
Versorgungsrecht betrifft. Insbesondere finanzielle Regelungen
im Leistungsbereich sind oftmals Beanstandungen am Prü-
fungsmaßstab des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes
nach Art. 3 Abs. 1 GG ausgesetzt. Aus der zunehmend ausdif-
ferenzierten Rechtsprechung des BVerfG zum allgemeinen
Gleichbehandlungsgrundsatz haben sich übergreifende Vorga-
ben herauskristallisiert, die vor allem von Legislative sowie
Exekutive und Judikative zu beachten sind. Anpassungen im
Besoldungs- und Versorgungsgefüge stehen daher stets unter
grundrechtlichen Vorzeichen, die unweigerlich zu einer Ein-
grenzung des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums führen.

I. Einleitung

Die gesetzgeberische Ausgestaltung und Anpassung des Be-
soldungs- und Versorgungsrechts unterliegt spezifischen ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben1, die dem Gestaltungsspielraum
des Gesetzgebers Grenzen setzen.2 Neben den kompetenz-
rechtlichen (Art. 70 ff. GG)3 und den beamtenverfassungs-
rechtlichen Vorgaben für den öffentlichen Dienst nach Art. 33
Abs. 2, 4 u. 5 GG4 kommt vor allem dem allgemeinen Gleich-
heitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG namentlich im Hinblick auf die
inhaltliche Ausgestaltung eine erhebliche Bedeutung zu.5 Dies
vermag bei genauerer Betrachtung auch nicht zu verwundern,
denn Änderungen im Besoldungs- und Versorgungsrecht wir-
ken sich in der Regel unmittelbar oder mittelbar vermögens-
wirksam auf die vom konkreten Normbereich betroffene
Gruppe aus, sodass Fragen der Gleichbehandlung und damit
auch der zulässigen Ungleichbehandlung virulent werden.
Exemplarisch für die sich fortwährend ergebenden Fragestel-
lungen soll im Folgenden auf das Gesetz zur Steigerung der
Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr6 (BWAt-
traktStG)7 vom 13. Mai 2015 Bezug genommen werden, um
übergreifende Maßstäbe für das Besoldungs- und Versorgungs-
recht zu skizzieren.

Regelungen im Besoldungs- und Versorgungsrecht des Bundes
werden in einer Vielzahl von Fällen für Beamte und Soldaten
gespiegelt, sodass in der Grundkonzeption von einem gemein-
samen Besoldungs- und Versorgungsgefüge auszugehen ist.8

Zwar wird der Besoldungs- und Versorgungsanspruch der Sol-
daten im Gegensatz zu Beamten nicht unmittelbar von Art. 33
Abs. 5 GG, sondern von Art. 14 Abs. 1 GG geschützt, der In-
halt der Gewährleistung orientiert sich aber dennoch an den zu
Art. 33 Abs. 5 GG entwickelten Grundsätzen.9 Daher lässt sich
auch nicht ohne weiteres eine Differenzierung zwischen Sol-
daten und Beamten wie etwa beim Vergleich Beamte und Ar-
beitnehmer aufgrund der Eigenständigkeit und jeweiligen Be-
sonderheit der versorgungsrechtlichen Rechtssysteme10 vor-
nehmen, zumal davon auszugehen ist, dass die Anforderungen
an die Vergleichbarkeit von Sachverhalten regelmäßig gering
ausfallen.11 Abweichungen und Differenzierungen bedürfen
daher eines tauglichen und somit rational nachvollziehbaren
Sachgrundes, denn sie sind aufgrund der strikten Gesetzes-
bindung im Besoldungs- und Versorgungsrecht (vgl. § 2
BBesG, § 3 BeamtVG) grundsätzlich keiner ausdehnenden

Auslegung zugänglich.12 Grundrechtlicher Prüfungsmaßstab
des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums im Besoldungs-
und Versorgungsrecht ist regelmäßig der allgemeine Gleichbe-
handlungsgrundsatz gemäß Art. 3 Abs. 1 GG.13 Art. 33 Abs. 5
GG kommt in diesen Konstellation jedoch dann vorrangig zur
Anwendung, wenn eine mögliche Verletzung des Alimentati-
onsprinzips in Rede steht.14 Art. 3 Abs. 1 GG und Art. 33

*) Der Beitrag gibt ausschließlich die persönliche Auffassung des Ver-
fassers wieder und wurde nicht in dienstlicher Eigenschaft verfasst.
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mas Gnatzy, LL.M. (NYU).
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